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Mit dem Aus der Ampelkoalition, dessen Bruch 

von der FDP geplant war und abscheulicher 

Weise als „D-Day“ von ihnen bezeichnet wurde, 

finden die Neuwahlen nach einigem Ringen am 

23. Februar nächsten Jahres statt. 

 

Auch wenn die demokratischen Parteien nicht 

vorhaben, oder zumindest nur zögerlich wäh-

rend der Weihnachtszeit Wahlkampf machen 

wollen, so ist es von der rechtsextremen AfD und 

der Putin-nahen BSW nicht zu erwarten.  

Darauf müssen wir uns als Wähler und Wähle-

rinnen einstellen, vor allem für jene die sich auf 

TikTok mit den AfD-Spinnern herumschlagen 

müssen. Das Russland versucht Einfluss auf un-

sere zu nehmen ist auch vorprogrammiert – 

schließlich sind wir bereits Ziel ihrer hybriden 

Kriegsführung (dazu später mehr).  

 

In diesem Flugblatt geht es aber mehr um die 

Politik die unser Land braucht, oder zumindest 

die Positionen die ich vertrete und meine Vision 

einer lebendigen Zivilgesellschaft (die aber in 

Synergie mit den demokratischen Parteien exis-

tieren muss, z. B. mit Maßnahmen wie das De-

mokratiefördergesetz dass die FDP blockierte).  

 

Zukunftsfähigkeit Deutschlands (ZukaDe) 

 

Im 21. Jahrhundert sind wir mit vielen Krisen 

konfrontiert: der Klimakrise, dem russischen 

Angriffskrieg gegen die Ukraine, die Vermö-

gensungleichheit (wegen 40 Jahre Neoliberalis-

mus), einer Biodiversitätskrise nebst anderen 

Problemen. Was aber bisher im Hintergrund 

trat: durch die Überschneidung dieser Krisen er-

geben sich auch langfristige Lösungen die alle 

oder vieler dieser Krisen entschärft.  

Und darum geht es in meinem Artikel.  

 

Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen 

 

Oberste Priorität hat der Schutz unserer Böden, 

des Wassers und der Luft damit die Landwirt-

schaft uns weiterhin mit Nahrung versorgt, das 

Ökosystem seine Artenvielfalt beibehält und wir 

Menschen nicht durch den schleichenden Tod 

der Luftverschmutzung früh zugrunde gehen.  

 

Auf lokaler Ebene, wie es auch bereits vorge-

schlagen wurde in der „Zukunftskommission 

Landwirtschaft. Eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe“ (S. 21) sollte die Kooperation zwi-

schen landwirtschaftlichen und Umweltakteu-

ren (und anderen Partnern) besonders erleich-

tert und gefördert werden. Dadurch stärkt es 

auch die Demokratie und die Teilhabe ermög-

licht wieder das zurückerlangen von Kontrolle.  

 

Konkrete Maßnahmen wären z.B. ein Tempoli-

mit (weniger schwere Unfälle, Co2-Einsparung 

und reduzierte Mikroplastikmengen wegen 

langsamer Abnutzung der Reifen), Wiederein-

führung der Sektorenziele (damit eine tatsächli-

che Transformation stattfindet und kein illusori-

scher „Ausgleich“), autofreie Innenstädte (vor al-

lem in Großstädten -> weniger Lärm und Luftver-

schmutzung, familienfreundlicher da geringerer 

Gefahr für Kinder und ältere, Notdienste kom-

men schneller an ihr Ziel sowie der ÖPNV, Um-

bau von Parkplatzflächen zu Grün- oder Wohn-

flächen, Ausbau von Fahrradstrecken die Anreiz 

um Fahrradfahren geben und Gesundheit durch 

mehr Bewegung steigern, Barrierefreiheit, usw.) 

und Klimageld (gekoppelt an Co2-Preis = Ein-

nahmen aus der Co2-Abgabe geht zurück an die 

Bürger und Bürgerinnen, einkommensschwa-

che Haushalte profitieren besonders da sie we-

niger ausstoßen).  

 

Finanzierung und Vermögensverteilung 

 

Der Schutz unserer natürlichen Lebensgrundla-

den, unserer Sicherheit und unserer Demokratie 

auch durch die Bundeswehr und Demokratieför-

derprojekte sowie der Ausbau unserer Infra-

struktur und Bekämpfung der sozialen Ungleich-

heit benötigt viele finanziellen Ressourcen.  

 

Eine Gruppe die bisher verschont wurde sind die 

Reichen: so zahlt ein Millionär mit einem Ein-

kommen von 1,6 Millionen Euro eine Steuer- 

und Abgabenquote von 24%, ein Paar das hin-

gegen 110.000 Euro hat eine Quote von 43%.  

 

Die Vermögenssteuer wurde 1996 von Kohl aus-

gesetzt und hat seitdem €380 Milliarden gekos-

tet – 80% des Bundeshaushalts 2024.   
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Aus diesen Gründen, und weil wir einen starken 

Sozialstaat brauchen (das verfassungsge-

schützte Grundeinkommen, das Bürgergeld, 

macht übrigens nur 4,2% des Sozialbudget aus), 

ist eine gerechte Besteuerung notwendig. Des-

halb schließe ich mich dem ausgearbeiteten 

Steuerkonzepts von verdi und des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes (DGB) an, hier zum Nach-

lesen: https://www.dgb.de/geld/steuerkon-

zept/#!/Start 

 

Das Reichste 1% besitzt 30,4% des Gesamtver-

mögens, die untere Hälfte hingegen nur 2,9%.  

 

Durch eine Reform der Einkommenssteuer wür-

den auch 95% der Steuerzahler entlastet, nur 

die oberen 5% müssten mehr zahlen.  

 

Eine Finanztransaktionssteuer befürworte ich 

ebenfalls, wie sie auch im Konzept vorkommt.  

Die Steuerrate wäre 0,1% auf Aktienhandel und 

Anleihen und 0,01% auf Überweisungsderivate.  

Allein in Europe/EU würde dies $37,7 Milliarden 

einbringen (konservativ geschätzt). 

80% der Steuer würden Kapitalbesitzer tragen, 

hingegen nur 20% die Arbeiterklasse.  

(Quelle: https://www.wifo.ac.at/publica-

tion/53202/)  

 

Die Mehreinnahmen die dadurch entstehen er-

möglichen dringende Investitionen für eine so-

zial-ökologische Transformation, stärken also 

unseren Sozialstaat (der schon von der Gründer-

vätern und -müttern des Grundgesetzes vorge-

sehen war) und kreiert neue Arbeitsplätze.  

 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland wird at-

traktiver durch eine funktionierende und sa-

nierte Infrastruktur, der Weiterfinanzierung des 

Deutschlandtickets (das Dienstwagenprivileg 

kostet den Staat €5,5 Milliarden jährlich, um 

den Preis des Deutschlandtickets auf €49 zu 

halten sind aber nur €400-€800 Million nötig), 

den Ausbau der erneuerbaren die zigtausende 

von Arbeitsplätze langfristig schafft und uns un-

abhängiger von Autokratien macht, Investition 

in Bildung und Demokratieförderprojekte (Sta-

bilität in Zeiten der Instabilität und Stärkung der 

Konfliktfähigkeit in der Gesellschaft), mehr sozi-

alen Wohnungsbau ermöglicht indem wir von 

Städten wie Wien lernen sowie in Sachen Digi-

talisierung von Ländern wie Estland. Schließlich 

finanzieren die größeren Einnahmen dann auch 

die Verteidigung und macht unsere Bundeswehr 

kriegsfähig. Durch Aufträge an die Rüstungsin-

dustrie kann sich unser Land wieder aufrappeln.

Der Platz auf zwei DIN-A4 Seiten ist leider sehr 

beschränkt, daher bin ich in Detail auf die zwei 

Felder eingegangen die wie gesagt mit Sozial- 

und Familienpolitik, Agrar- und Wohnungspoli-

tik und anderen Bereichen überlappen.  

 

Als Zivilgesellschaft die sich politisch engagiert 

ist diese Denkweise daher auch von Vorteil:  

Will eine Bürgerinitiative in Berlin z. B. ein Fahr-

radweg bauen der auch eine ganze Straße für 

Autos sperrt, dann ist nicht nur ein sicherer Rad-

weg geschaffen, sondern auch ein Platz wo 

Bäume angepflanzt werden können für Schat-

tenplätze im Sommer (v.a. für ältere) und ein 

Platz zum sozialisieren (Treffpunkt für kleine 

Veranstaltungen oder Feste). Das Sozialleben 

verstärkt sich und die Umwelt und der Mensch 

profitieren von der Maßnahme.  

 

Lokal können wir was am schnellsten verändern 

und es auch nachhaltig gestalten.  

 

Putins Hybrider Krieg 

 

Seit mehr als 1.000 Tagen dauert der Angriffs-

krieg Russlands gegen die Ukraine und Putin 

setzt nach wie vor auf einen militärischen Sieg 

– an Verhandlungen ist er nicht interessiert. 

Zwar führt Russland keinen militärischen Krieg 

gegen uns, aber Krieg wird gegen uns und an-

dere Demokratien auf anderer Weise geführt.  

 

„Auch in Zukunft müssen wir mit einem sehr 

breiten Spektrum von Angriffen rechnen. Dabei 

gibt es grob drei Bereiche von Zielen. Einmal 

gibt es Angriffe gegen staatliche Institutionen. 

Hier geht es darum, den Staat in seiner Hand-

lungsfähigkeit einzuschränken, aber auch das 

Vertrauen der Bevölkerung in den jeweiligen 

Staat zu senken. 

Die zweite Gruppe ist die Wirtschaft: Das sind 

Sabotageakte auf kritische Infrastrukturen, Cy-

berangriffe, Ransomware-Attacken. Damit kann 

die Wirtschaftskraft von Staaten geschwächt 

und auch Unsicherheit erzeugt werden. 

Die letzte Gruppe ist die Bevölkerung. Da unter-

stützt Russland in der öffentlichen Debatte ei-

nander konträre Positionen. Das führt zu einer 

Radikalisierung - und irgendwann auch zu ag-

gressiven Vorfällen.“ (Quelle: Tagesschau) 

 

Die gefährlichste Waffe ist dabei die Desinfor-

mation: durch gezielte Falschinformationen 

können Meinungen gebildet und Narrative ge-

setzt werden. Aufklärung ist das A und O! 

Sowie die weitere Unterstützung der Ukraine. 
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